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Einleitung
Die aktuelle Debatte über die luxem-
burgische Verfassung und die Rolle des 
Monarchen im Staatswesen des Groß-
herzogtums entzündete sich an der Wei-
gerung des Großherzogs, einem Gesetz, 
dessen Inhalt er aus Gewissensgründen 
ablehnte, seine Zustimmung zu geben.1  
Die folgenden Überlegungen gelten dem 
historischen Hintergrund dieser aktuel-
len Situation. Mit Hilfe einer Überprü-
fung der Verfassungstexte seit der ersten 
luxemburgischen Verfassung aus dem 
Jahre 1841 soll in aller gebotenen Kürze 
die Rolle des Staatsoberhaupts insbe-
sondere in seinem Verhältnis zur Volks-
vertretung und seiner Beteiligung an der 
Gesetzgebung herausgearbeitet werden. 
Dabei werden die luxemburgischen Ent-	
wicklungen in ihre europäischen Zu-
sammenhänge eingebunden und mit je-
nen anderer Staaten verglichen. 

Im Zentrum meiner Überlegungen ste-
hen vier Fragen, an denen sich System-
wechsel festmachen lassen: Wer ist der 
Souverän? Wie wird seine Herrschaft 
begründet? Wer hat die Gesetzgebungs-
kompetenz? Wem ist die Regierung 
verantwortlich?

Ich werde diese Fragen beantworten, in-
dem ich zunächst einen kurzen Abriss 
der Verfassungsgeschichte europäischer 
Monarchien vom ausgehenden 17. Jahr-
hundert bis zum Ende des 20. Jahrhun-
derts vorstelle. Dann diskutiere ich die 
luxemburgischen Verfassungen seit 1841	
sowie den aktuellen Änderungsvor-

schlag der Verfassungskommission ent-
lang der Fragestellung und schließe mit 
einem kurzen Fazit. 

I. Kontexte der luxemburgischen 
Entwicklungen
Seit 1841 war das Großherzogtum Lu-
xemburg eine konstitutionelle Mon-
archie. Der Monarch stützte sich auf 
eine geschriebene Verfassung und teilte 

seine Macht mit einer Volksvertretung. 
Bei dieser Staatsform lagen im Modell-
fall die exekutiven Kompetenzen beim 
Monarchen, die gesetzgeberischen ein-
schließlich des Budgetrechts bei der 
Volksvertretung. Die Regierung war 
dem Monarchen, nicht dem Parlament 
verantwortlich. Eine Variante dieser 
Staatsform, die parlamentarische Mon-
archie, begrenzte die Rolle des Monar-
chen auf im Wesentlichen repräsenta-
tive Funktionen. Die Regierung war hier 
nicht mehr dem Monarchen, sondern 
dem Parlament verantwortlich. In ab-
solutistischen Monarchien, die nur eine 

vergleichsweise kurze Periode der euro-
päischen Geschichte prägten, lagen alle 
wesentlichen Herrschaftsrechte beim 
Monarchen. Konstitutionelle Monar-
chien stehen dagegen in der Tradition des 
Regelfalls europäischer Monarchien des 
Mittelalters und der Frühen Neuzeit, des 
„ständisch-monarchischen Dualismus“.	
In diesem politischen System wurden die 
Machtbefugnisse zwischen Herrscher 
und weiteren Herrschaftsträgern, den 
„Ständen“ (Geistlichkeit, Adel, Städte,	
ausnahmsweise auch Landgemeinden) 
geteilt. 

Konstitutionelle Monarchien gingen aus 
der „Glorious Revolution“ in England 
1688 und aus der Französischen Revolu-
tion (Verfassung von 1791) hervor. Die 
„Charte constitutionelle“ Ludwigs XVIII. 
aus dem Jahre 1815 regte viele früh-	
konstitutionellen Verfassungen der Res-	
taurationszeit an. Diese Verfassungen 
sind gekennzeichnet durch ein deutli-
ches Übergewicht des Monarchen gegen-	
über der Volksvertretung, die wiederum 
nur eine schmale gesellschaftliche Ober-
schicht repräsentierte. Die Herrschaft 
wurde religiös („Gottesgnadentum“) 
und legitimistisch begründet. Die fran-
zösische Julimonarchie und die belgische 
Monarchie, die aus den Revolutionen 
des Jahres 1830 hervorgingen, brachen 
mit diesem Prinzip und legitimierten 
sich durch den Rückgriff auf das Prin-
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zip der Volkssouveränität. Die meisten 
Monarchien Europas, die noch beste-
hen, wandelten sich seither zu demo-
kratisch-parlamentarischen Monarchien 
auf der Grundlage der Volkssouveränität 
und des allgemeinen Wahlrechts. 

II. Die Rolle des Monarchen in den 
luxemburgischen Verfassungen 
seit 1841
Zwei frühkonstitutionelle Verfassungen 
kennzeichneten die Anfänge des Groß-
herzogtums Luxemburg. Unter Wilhelm 
I., 1815 bis 1840 König der Niederlande 
und Großherzog von Luxemburg, beruh-	
te die Staatstätigkeit auf der niederländi
schen Verfassung, die dem Monarchen	
die Souveränität und die wichtigsten 
Herrschaftskompetenzen zuwies. Die 
Volksvertretung verfügte lediglich über 
eingeschränkte Gesetzgebungs- und 
Budget-Kompetenzen. Trotz der großen 
Machtfülle des Königs kann dieses poli-
tische System nicht mehr als „absolutis
tisch“ bezeichnet werden.2 

Wilhelm II. erließ 1841 erstmals eine 
Verfassung, die für Luxemburg als eige-
nem Staatswesen Geltung hatte. Auch 
hier war der Monarch als alleiniger Trä-

ger der Souveränität nicht nur Staats-
oberhaupt. Er stand an der Spitze der 
Exekutive und verfügte über erhebli-
che legislative Kompetenzen. Wahlbe-
rechtigt waren nur etwa zwei Prozent 
der Gesamtbevölkerung: jene Männer, 
die eine vergleichsweise hohe Summe 
direkter Steuern entrichteten. Frauen 

erhielten das Wahlrecht erst 1919. Be-
schränkt wurden die Machtbefugnisse 
des Monarchen durch die Zustim-
mungsrechte der Ständeversammlung 
bei bestimmten Gesetzen, beim Budget 
und bei Verfassungsänderungen.

Unter dem Druck der revolutionären 
Ereignisse des Jahres 1848 sah sich 	
Wilhelm II. gezwungen, wesentliche 
Teile seiner Macht auf die Volksvertre-
tung zu übertragen, die nicht mehr nur 
eine schmale Oberschicht, sondern auch 

große Teile der Mittelschichten reprä-
sentierte. Der Monarch hatte nun vor 
allem die exekutive Gewalt. Begrenzt 
wurde seine Machtfülle im Wesentlichen 
durch die Rechte der Abgeordneten-
kammer. Letztere betrafen die Gesetz-
gebung, die der Großherzog gemeinsam 
mit der Volksvertretung ausübte. Er  
bestätigte und verkündete die Gesetze. 
Das Recht, sie zu interpretieren, hatte 
allerdings die Abgeordnetenkammer. 
Eine weitere wichtige Veränderung des 
politischen Systems bedeutete die Ver-
antwortlichkeit der Regierungsmitglie-
der gegenüber dem Parlament (Art. 4). 
Die Abgeordneten konnten die Anwe-
senheit der Regierungsangehörigen bei 
den Beratungen der Kammer verlangen. 
Und sie hatten nun das Recht, Mitglie-
der der Regierung bei Verstößen gegen 
Gesetz und Verfassung anzuklagen und 
zu verurteilen. Diese weitgehenden 
Rechte der Abgeordnetenkammer be-
deuten den entscheidenden Schritt von 
der frühkonstitutionellen zur parlamen-
tarischen Monarchie. 

Doch hielt diese neue Staatsordnung 
zunächst nur für wenige Jahre: In der 
„Reaktionsphase“ nach der Niederschla-
gung der Revolution von 1848 und 1849 

Die letzten Spuren religiöser 
Herrschaftsbegründung ver-

schwanden mit dem Thronwechsel 
des Jahres 2000 mit der Formel 

„von Gottes Gnaden“ [...].

Großherzog Henri leistet den Eid auf die Verfassung nach seiner Thronbesteigung im Jahr 2000. Die neue Verfassungsvorlage sieht vor, dass dieser Schwur künftig vor der 
Thronbesteigung geleistet werden muss. (© Cour grand-ducale)
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erließ der Deutsche Bund, zu dem das 
Großherzogtum gehörte, Bestimmun-
gen, die seine Mitglieder veranlassten, 
die liberalen Verfassungen der Revolu-
tionszeit zu revidieren. Da der König 
und Großherzog, nunmehr Wilhelm III., 
nicht befugt war, Gesetze aufzuheben, 
handelte es sich bei der Verfassungsän-
derung, die er daraufhin ohne Zustim-
mung der Abgeordnetenkammer vor-
nahm, um einen Staatsstreich von oben. 
Im Wesentlichen fiel diese neue Verfas-
sung wieder in die frühkonstitutionelle 
Phase zurück, in der die entscheidende 
Macht im Staate beim Monarchen lag. 
Mit dem Zusammenbruch des Deut-
schen Bundes im Krieg von 1866 und 
nach dem vorläufigen Ende der Annexi-
onsgefahr durch den Londoner Vertrag 
von 1867 wurde die Verfassung von 
1848 im Wesentlichen erneut in Kraft 
gesetzt. 

Diese liberale Form einer parlamentari-
schen Monarchie bestand bis zur Ver-
fassungsreform des Jahres 1919, die für 
Luxemburg den Durchbruch zur parla-
mentarisch-demokratischen Monarchie 
auf der Grundlage der Volkssouverä-

nität bedeutete. Artikel 32 bestimmte 
nun: „Die souveräne Gewalt beruht in 
der Nation. Der Großherzog übt die-
selbe aus in Gemäßheit der gegenwär-
tigen Verfassung und der Gesetze des 
Landes.“ Die politische Partizipation 
wurde durch das allgemeine Wahlrecht 
auf alle erwachsenen Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürger ausgeweitet. Weitere 
Verfassungsänderungen, die 1948 vorge-
nommen wurden, bezeichneten das po-
litische System Luxemburgs ausdrück-
lich als parlamentarisch-demokratisch 
(Art. 51). Die letzten Spuren religiöser 
Herrschaftsbegründung verschwanden 
mit dem Thronwechsel des Jahres 2000 
mit der Formel „von Gottes Gnaden“, die 
sich in den Dokumenten des amtieren-
den Großherzogs nicht mehr findet.3 

Das Recht des Großherzogs, Gesetze 
zu sanktionieren, ihnen seine Zustim-
mung zu geben oder zu entziehen, blieb 
erhalten. Auch demokratische Republi-
ken kennen derartige Eingriffsrechte des 
Staatsoberhaupts in die Gesetzgebung. 
Doch in Luxemburg wurde die Zustim-
mung des Monarchen, wie in Belgien, 
zum scheinbaren Automatismus der 

Verfassungswirklichkeit, bis in die jüng-
ste Vergangenheit. Daraufhin hat ihm 
am 11. Dezember 2008 das Parlament 
in einer kurzfristig anberaumten Ver-
fassungsänderung das Sanktionsrecht 
entzogen.

Nun hat am 21. April 2009 die Verfas-
sungskommission einen Entwurf für 
eine grundlegende Neugestaltung der 
Verfassung Luxemburgs vorgelegt.4 In 
diesem Entwurf werden die Befugnisse 
des Staatsoberhaupts weiter einge-
schränkt. Vor allem wird ihm die letzte 
Mitwirkungsmöglichkeit an der Gesetz-
gebung, das Promulgationsrecht für Ge-
setze, entzogen. Dies gilt auch für die 
umfassenden Ernennungsrechte, die er 
bislang genoss: so sollen die Staatsbeam-
ten, Richter und höheren Angehörigen 
des Militärs nicht mehr vom Großher-
zog, sondern von der Regierung ernannt 
werden. Es soll nicht mehr in seinem 
Namen Recht gesprochen werden. Sein 
Recht, Personen einen Adelstitel zu 
verleihen, wird auf die Mitglieder der 
großherzoglichen Familie beschränkt. 
Sein Begnadigungsrecht wird durch ein 
Gesetz genau definiert. Und er wird im 

Mit der Verfassung von 1848 wurden wesentliche Teile der Macht von Wilhelm II. auf die Volksvertretung übertragen.  
(Erste Seite der Verfassung: Archives nationales de Luxembourg, K-16)
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Zusammenhang mit der Ausübung der 
Volkssouveränität nicht mehr erwähnt. 
Bevor er den Thron besteigen kann, 
muss er vor den Mitgliedern des Parla-
ments den Eid auf die Verfassung schwö-
ren – vorher wurde dieser Schwur nach 
der Thronbesteigung geleistet. Doch 
soll er Staatsoberhaupt bleiben und die 
Mitglieder der Regierung ernennen. Es 
bleibt abzuwarten, welche Änderungen 
dieser Entwurf im Laufe der künftigen 
Debatten erfahren wird. Doch die Rich-
tung dieses nächsten Schritts der lu-
xemburgischen Verfassungsgeschichte, 
ist absehbar.

Fazit
Die eingangs gestellten Fragen – Wer 
ist der Souverän? Wie wird seine Herr-
schaft begründet? Wer hat die Gesetz-
gebungskompetenz? Wem ist die Regie-
rung verantwortlich? – sind nach den 
vorangegangenen Überlegungen so zu 
beantworten:

Zu Beginn des betrachteten Zeitraums 
lauteten die Antworten auf dies vier 
Fragen: Die Souveränität liegt beim 
Großherzog. Seine Herrschaft wird le-
gitimistisch-traditionell und religiös be-
gründet. Er teilt sich die Gesetzgebungs-
kompetenz mit der Volksvertretung, 
wobei er die mächtigere dieser beiden 
Gewalten ist. Und ihm ist die Regierung 
verantwortlich. Diese Grundsätze gal-
ten auch in den Jahren 1856 bis 1868. 
Dies sind die beiden frühkonstitutio-
nellen Perioden der luxemburgischen 
Verfassungsgeschichte.

1848 bis 1856 und dann wieder 1868 bis 
1919 lag die Souveränität nach wie vor 
beim Großherzog und auch die Begrün-
dung staatlicher Herrschaft blieb unver-
ändert. Doch überwog bei der weiterhin 
im Grundsatz geteilten Gesetzgebungs-
kompetenz die Macht der Volksvertre-
tung. Und die Regierung war nun dem 
Parlament verantwortlich. Dies sind 
die beiden parlamentarisch-monar-	
chischen Perioden in der luxemburgi-
schen Verfassungsgeschichte.

Seit 1919 beruht die politische Herr-
schaft im Großherzogtum Luxemburg 
auf dem Prinzip der Volkssouveränität 
in Verbindung mit dem allgemeinen 
Wahlrecht aller erwachsenen Staatbür-
gerinnen und Staatsbürger. Seither ist 
Luxemburg eine parlamentarisch-de-
mokratische Monarchie, und mit der 
Abschaffung der Formel „von Gottes 

Gnaden“ sind die letzten Elemente re-
ligiöser Herrschaftsbegründung aus der 
luxemburgischen Verfassungswirklich-
keit verschwunden. 

Die luxemburgische Verfassungsge-
schichte ist eingebettet in die allgemeine 
europäische Verfassungsentwicklung. 
Die grundlegenden Einschnitte von 
1848, 1856, 1868 und 1919 bewegten 
sich im Einklang mit transnationalen 
Entwicklungen von Revolution, Reak-
tion und dem großen Demokratisie-
rungsimpuls der Zeit unmittelbar nach 
dem Ersten Weltkrieg sowie seiner Fort-
setzung seit den ausgehenden 1940er 
Jahren. Die jüngsten Entwicklungen be-
wegen sich in dieser Grundtendenz. u

1 Zur aktuellen politischen Diskussion vgl. die Sitzung 
der Abgeordnetenkammer vom 11. Dezember 2008, 
in: Chambre des Députés Luxembourg. Compte rendu 
des séances publiques n° 6, session ordinaire 2008-
2009, S. 202-208.
2 Die These vom „Absolutismus“ Wilhelms I. vertrat 
Albert Calmes, Naissance et débuts du Grand-Duché, 
S. 146 f. – Die Gegenthese formulierte Nicolas  
Majerus, Histoire du droit, S. 722.
3 „Règlement grand-ducal du 7 octobre 2000  
déterminant la formule exécutoire des jugements et 
actes“, in : Mémorial. Journal officiel du Grand-Duché 
de Luxembourg. A – n° 102, S. 2246.
4 Paul-Henri Meyers, président de la Commission des 
Institutions et de la Révision constitutionnelle, Proposition 
de révision portant modification et nouvel ordonnan-
cement de la Constitution, vom 21. April 2009. 
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